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(Nr. 6574.) Geſetz, betreffend die Uebernahme des Fürſtlich Thurn und Tapisſchen Poſt⸗ 
: weſens auf Preußen. Vom 16. Februar 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von Preußen a. 


; verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was folgt: 


H. 1. \ 


$. 2. 

. Die zur Gewährung der Abfindungsſumme in Höhe von drei Millionen 

Thaler erforderlichen Geldmittel werden durch eine Ke Staatsanleihe 
Fa 1 deren Betrag vom Jahre 1868. ab mit mindeſtens Einem Prozent 
äährlich zu tilgen iſt. ö 
5 F. . 

Die Verwaltung dieſer Anleihe wird der Hauptverwaltung der Staats⸗ 
ſchulden übertragen. Wegen Verwendung der durch allmälige Abtragung des 
Schuldkapitals erſparten Zinſen, wegen Berjähtung der Sinfen und wegen des 
Verfahrens Behufs der Tilgungen finden die Beſtimmungen der 96. 3. und 5. 
des Geſetzes vom 23. März 1852. (Geſetz Samml. S. 75.) Anwendung. Dem 
Staate bleibt das Recht vorbehalten, den nach vorſtehenden Beſtimmungen zu 
berechnenden Tilgungsfonds, welcher niemals verringert werden darf, zu ver 
ſtärken, oder auch die ſämmtlichen Verſchreibungen der Anleihe auf einmal 
zu kündigen. 0 5 


l zur Verzinſung und Tilgung der Anleihe erforderlichen Beträge ſind 
us den bereiteſten Staatseinkünften an die Staatsſchulden⸗Tilgungskaſſe sun, ker 
Jahrgang 1867. (Nr. 6574.) 3 AB N 


Ausgegeben zu Berlin den 19, März 1867, 
5 . 


NER 


Der Minifter der auswärtigen Angelegenheiten, der Finanzminister und der 
Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten ſind mit der Ausführung 
dieſes Geſetzes beauftragt. 

Gegeben Berlin, den 16. Februar 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismard-Schönhaufen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 


Vertrag 
zwiſchen 
der Königlich Preußiſchen Staatsregierung und Sr. Durchlaucht dem 
Fuͤrſten von Thurn und Taxis, 
betreffend 
die Uebertragung des geſammten Fürſtlich Thurn und Tapisſchen 
Poſtweſens auf den Preußiſchen Staat. 
Vom 28. Januar 1867. 


15 Behuf der Uebertragung des geſammten Fürſtlich Thurn und Taxisſchen 
am auf den Preußiſchen Staat ift zwiſchen der Königlich Preußiſchen 
taatsregierung, vertreten durch 
den Geheimen Legationsrath Ernſt von Bülow, 
den Geheimen Poſtrath 19 1 0 Stephan und 
den Regierungs⸗Aſſeſſor Otto Hoffmann, 
und Seiner Durchlaucht dem Fürſten von Thurn und Taxis, vertreten durch 
den Ober⸗Poſtrath und en Rath Seiner Durchlaucht, Frei⸗ 
herrn Franz von Gruben und den General-Poſtdirektions⸗ 
Aſſeſſor Wilhelm Ripperger, i 
der nachfolgende Vertrag abgeſchloſſen worden. 


Artikel 1. Bir 
Seine Durchlaucht, Fürſt Maximilian Karl von Thurn und Taxis für 
Sich, Seine Nachkommen und ſämmtliche zur Erbfolge in die Po 
be⸗ 


berechtigten Agnaten und ſonſtigen Seitenverwandten überträgt Seine geſammten 
Poſtgerechtſame in ſämmtlichen Staaten und Gebieten, in denen ſich ſeither die 
Poſten ganz oder theilweiſe im Beſitze und Genuſſe des Fürſtlichen Hauſes 
befunden haben, vom 1. Juli 1867. an auf den Preußiſchen Staat. 


Dieſe Staaten und Gebiete ſind: 
1) die Hohenzollernſchen Lande, 
2) das vormalige Kurfürſtenthum Heſſen, 
3) das vormalige Herzogthum Naſſau, 
4) die vormalige Landgrafſchaft Heſſen⸗Homburg, 
5) die vormalige freie Stadt Frankfurt/, 
6) die an die Krone Preußen abgetretenen vormaligen Theile der Groß⸗ 
ech Heſſiſchen Provinz Oberheſſen, 8 
7) das Großherzogthum Heſſen und bei Rhein, 
8) das Großherzogthum Sachſen, 
9) das Herzogthum Sachſen-Meiningen, 
10) das Herzogthum Sachſen⸗Coburg und Gotha, 
11) das Fürſtenthum Reuß älterer Linie, 
12) das Fürſtenthum Reuß jüngerer Linie, 
13) das Fürſtenthum Schwarzburg⸗Rudolſtadt (Oberherrſchafth), 
14) das Fürſtenthum Schwarzburg⸗Sondershauſen (Oberherrſchaft), 
15) das Fürſtenthum Lippe, 8 
16) das Fürſtenthum Schaumburg⸗Lippe, 
17) die freie und Hanſeſtadt Lübeck, 
18) die freie und Hanſeſtadt Bremen, 
19) die freie und Hanſeſtadt Hamburg. 


Es geht demnach das Fürſtlich Thurn und 1 Poſtweſen in ſeinem 
ewe Umfange, mit allen Rechten und allem Zubehör an unbeweglichem und 
eweglichem Eigenthum, Inventarien, Utenfilien u. ſ. w., Alles wie es ſteht und 
liegt, in das Eigenthum, den Beſitz und Genuß des Preußiſchen Staates über. 


Artikel 2. 

Insbeſondere gehen ſämmtliche Seiner Durchlaucht dem Fürſten eigen⸗ 

thümlich zugehörigen Dofigeäute und Poſtgrundſtücke und überhaupt alle gegen- 
wärtig für den Poſtbetrieß beſtimmten Realitäten im ganzen Bereich des Fürſt⸗ 
lichen Poſtbezirks fo, wie fie ſich dermalen im Beſitz der Fürſtlichen Poſtverwaltung 
befinden, nebſt den darüber ſprechenden Urkunden in das Eigenthum des Preußi⸗ 
ſchen Staates über. 
5 Die zur Beurkundung dieſes Eigenthumsüberganges bei den Gerichten 
beziehungsweiſe Transſkriptions⸗ oder ſonſtigen Behörden nöthigen Schritte und 
Handlungen werden beide Theile durch Bevollmächtigte vornehmen laſſen. Die 
hierdurch entſtehenden Koſten übernimmt die Königlich Preußiſche Regierung. 

Inſoweit ſich in dieſen Gebäuden Dienſtwohnungen für ee be⸗ 
finden oder Theile derſelben an Dritte vermiethet ſind, tritt die Königlich Preu⸗ 
ßiſche Staatsregierung in die Miethskontrakte und die Verbindlichkeiten der Fürſt⸗ 
lichen Verwaltung ein. 
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Aus eſchloſſen von der Uebereignung bleibt das Gaſthaus q Meiningen. 
In Frankf a. M. beſchränkt ſich dieſelbe auf das De 


auf der Zeil mit Ausſchluß der Beſtandtheile, welche zum Fürſtlichen Palais in 
der Eſchenheimer Gaſſe und dem ſogenannten Weidenhof gehören. 


Artikel 3. 

Nicht minder werden ſämmtliche, zum beweglichen Inventar der Fürſtlichen 
Poſtverwaltung gehörigen Gegenſtände, wie ſolche in den Seitens der einzelnen 
Poſtanſtalten geführten Inventarienverzeichniſſen eingetragen find (namentlich auch 
die Poſtwagen, Eiſenbahnpoſtwagen u. ſ. w.), desgleichen die Pferde in den 
Regieſtällen, und ebenſo die geſammten Materialienvorräthe (3. B. an Monturen de., 
Heizungsmaterialien ꝛc.) an Preußen übereignet. 

Stücke, welche in den Inventarienverzeichniſſen u. ſ. w. ſich nicht auf 
Winne finden ſollten, gehen gleichwohl mit über, umgekehrt ſteht die Fürſtliche 
Verwaltung nicht ein für irrig aufgenommene Stücke. 

a en von bie Uebereignung bleibt die Einrichtung beziehungs⸗ 
weiſe das Mobiliar der Wohnung des Fuͤrſtlichen General-Poſtdirektors zu Frank 
furt a. M. | 

Artikel 4. 


Die Bibliothek, die Kartenſammlung und die Akten der Fürſtlichen General 
Poſtdirektion und der Ober⸗Poſtkaſſe, welche die Verwaltung der Poſten betreffen 
und für den laufenden Dienſt erforderlich find, gehen an Preußen über. Jedoch 
werden der Fürſtlichen Verwaltung in vorkommenden Fällen einzelne Akten aus 
der Zeit des Fürſtlichen Poſtbetriebes auf Verlangen zur Einſicht oder Abſchrift⸗ 
nahme mitgetheilt werden, unbeſchadet des Rechtes zur Vernichtung unbrauch⸗ 
barer Akten. Andererſeits verpflichtet ſich die Fürſtliche Verwaltung, aus dem 
Fürſtlichen Archive zu Regensburg einzelne Poſtakten, welche in Bezug auf die 
fernere Füge der Verwaltung ein Intereſſe für die Königliche Staatsregierung 
darbieten, derſelben zur Einſicht oder Abſchriftnahme mitzutheilen. 


Artikel 5. 

Mit dem Uebergange des Fürſtlich Thurn und Taxisſchen Poſtweſens 

ehen alle auf demſelben ruhenden Laſten und Verwaltungsausgaben auf 
Panzer über. 

Die Königliche Staatsregierung wird von dem Zeitpunkte des Ueberganges 
an das Fürſtliche Haus gegen alle diesfälligen Anſprüche vertreten. 

Die Königliche Staatsregierung tritt ein in die Poſtverträge der Fürſt⸗ 
lichen Verwaltung mit anderen Deutſchen oder außerdeutſchen Poſtverwaltungen, 
desgleichen in die mit den Eiſenbahnverwaltungen abgeſchloſſenen Transport⸗ 
verträge, die Poſthaltereiverträge, ſowie die in Beziehung auf den Poſtdienſt ab⸗ 
geſchloſſenen Mieths⸗, Lieferungs- und ſonſtigen Verträge dieſer Art. Sie erfüllt 
die Verpflichtungen und genießt die Rechte, welche aus dieſen Verträgen für die 
Fürſtliche Poſtverwalung entſpringen, vorbehaltlich anderweiter Verſtändigung 
mit den intereſſirten Theilen. 1 a 

| rtikel 6. 


Werden aus der Zeit der Fürſtlichen Verwaltung Anſprüche von pn | 
oder 
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oder anderen Poſtverwaltungen gegen die Poſtanſtalt e ſo hat zwar 


Seine Durchlaucht der Fürſt für dieſelben einzuſtehen; die Königliche Regierung 
wird jedoch, ſo oft ſie ſolches im Intereſſe der Poſtverwaltung für angezeigt 
erachtet, nach vorgängigem Benehmen mit der Fürſtlichen Verwaltung zu Regens⸗ 
burg die Vertretung der Poſtanſtalt in dieſen Angelegenheiten übernehmen; ſie 
wird alsdann dieſelben mit aller Sorgfalt und nach beſtem Ermeſſen, ſei es im 
Wege der Güte, des Vergleichs oder des gerichtlichen Austrages, vollſtändig und 
nach allen Seiten hin für Rechnung der Fürſtlichen Verwaltung beſorgen und 
erledigen, beziehungsweiſe in eintretenden Fällen Zahlung leiften; die Fürſtliche 
Verwaltung wird dieſe Geſchäftsführung in allen Stücken anerkennen und die 
Auslagen erſtatten, insbeſondere auch etwa entſtandene Prozeßkoſten erſetzen, 
letzteres, ſofern der Prozeß im Einverſtändniß der Fürſtlichen Verwaltung auf⸗ 
enommen und fortgeführt worden iſt. Zur Gültigkeit eines Vergleiches iſt die 
nnen Seiner Durchlaucht des Fürſten erforderlich. 

In allen anderen Rechts- und Streitſachen der gedachten Art, in denen 
die Königliche Regierung ſich nicht veranlaßt ſieht, die Vertretung der Poſtanſtalt 
zu übernehmen, und welche daher von der Fürſtlichen Verwaltung ſelbſt auszu⸗ 
tragen ſind, erklärt Seine Durchlaucht der Fürſt vor denjenigen Gerichten Recht 
nehmen und geben zu wollen, zu deren Kompetenz die Streſtſache gehört haben 
würde, wenn die Fürſtliche Verwaltung fortbeſtanden hätte. 


Artikel 7. 


Die Bücher und Rechnungen über den geſammten Fürſtlichen Poſtbetrieb 


werden mit dem 30. Juni 1867. abgeſchloſſen. Die in den Poſtkaſſen vor⸗ 
handenen Baarbeſtände gehen auf Preußen mit über. Die Königliche Staats⸗ 
regierung verpflichtet ſich, die bis zu jenem Zeitpunkte auf Grund der Rechnungs⸗ 
legung ſich ergebenden Reineinnahmen an Seine Durchlaucht den Fürſten, ſoweit 
es nicht ſchon geſchehen iſt, abzuliefern, vorbehaltlich der nachträglichen Aus⸗ 
gleichung wegen verbleibender Reſteinnahmen und Reſtausgaben. 
Zur Abſcheidung des Kaſſen- und Rechnungsweſens werden noch folgende 

nähere Beſtimmungen getroffen: 
1) Alle Verwaltungs- und Betriebskoſten werden bis ult. Juni 1867. Nachts 

12 Uhr von der Fürſtlichen Verwaltung getragen; von da ab werden 
dieſelben von der Königlichen Regierung übernommen. 


2) Die Einträge der Brief und Frachtkarten, Perſonenzettel u. ſ. w., welche, 


unter dem Datum des letzten Juni erpedirt werden, oder mit dieſem 
Datum verſehen ankommen, fallen, auch wenn die Ankunft der 
Karten u. ſ. w. am Beſtimmungsorte erſt nach dem letzten Juni er⸗ 


folgt, einſchließlich des internen Porto, in die Rechnung der Fürſtlichen 


Verwaltung. 

3) Die nn für die Beförderung von Perſonen, für Brief- und 
Fahrpoſtſendungen, welche erſt nach Ablauf des letzten Juni expedirt 
werden, ſowie für die Zeitungen, deren Abonnementsperiode am 1. Juli 
beginnt, fallen in die Rechnung der Königlichen Verwaltung, auch wenn 
die Erhebung der betreffenden Beträge vor dem 1. Juli ſtattgefunden hat. 


(Fr. 6574) \ 


Die von den Fürſtlichen Poſtanſtalten erhobenen Beträge für S 
mit 
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mit halb⸗ oder ganzjährigem Abonnement werden pro rata an die Preu⸗ 
ßiſche Poſtverwaltung vergütet. 5 

4) Die bereits verkauften, bis zum Tage der Uebernahme des Poſtweſens 
nicht verwendeten, Taxisſchen Freimarken und Kouverts ſollen vom Pur 
blikum innerhalb acht Wochen nach dem Uebergangstermin bei den 
Königlichen Poſtſtellen gegen baare Bezahlung zurückgegeben werden 
können; ebenſo die Kouverts beſtellter Korreſpondenzen, wenn dabei durch 
Einlage in die Briefkaſten eine, vom Tage der Uebernahme an unſtatt⸗ 
hafte Verwendung von dergleichen Frankomarken und Kouverts ſtattge⸗ 
funden hat. Den Werthbetrag dieſer Marken und Kouverts ſtellt die 
Königliche Poſtverwaltung ſich bei der von ihr zu bewirkenden Rechnungs⸗ 
legung für den letzten Zeitabſchnitt der Fürſtlichen Verwaltung in 
Forderung. 

Artikel 8. 


Die bei der Poſtverwaltung in den im Artikel 1. genannten Ländern und 
Gebieten von Seiner Durchlaucht dem Fürſten angeſtellten Beamten werden in 
den Königlich Preußiſchen Poſtdienſt mit ihren dermaligen Dienſtbezügen und 
erworbenen Anſprüchen übernommen. Auch wird die Königliche Regierung das 
auf Grund von Dienſtkontrakten verwendete untere Poſtperſonal nach Maaßgabe 
dieſer Kontrakte übernehmen. 8 

Artikel 9. 


Die Beamten der Fürſtlichen General-Poſtdirektion zu Frankfurt a. M. 
wird die Königlich Preußiſche Staatsregierung bei ſich bietender Gelegenheit im 
Königlich Preußiſchen Poſtdienſt unter Fortgewährung ihrer gegenwärtigen Dienſt⸗ 
einkünfte verwenden, ſoweit ſie eine ſolche Verwendung wünſchen und dazu quali⸗ 
fiiet ſind. Es wird dabei auf ihre bisherige Dienſtſtellung nach Möglichkeit 
billige Rückſicht genommen werden. Auf die Penſtonsverhältniſſe dieſer Beamten 
finden, ſobald ſie in den Königlichen Dienſt übergetreten ſind, die für die König⸗ 
lich Preußiſchen Poſtbeamten geltenden Vorſchriften Anwendung. i 

f Denjenigen Beamten der Fürſtlichen General- Poſtdirektion in Frankfurt 
a. M., welche weder in Königliche noch in anderweite Fürſtliche Dienſte über 
nommen werden, wird die Königliche Staatsregierung Penſionen gewähren. Auch 
wird ſie Seine Durchlaucht den Fürſten gegen alle Anſprüche vertreten, welche von 
dieſen Beamten auf Grund ihres bisherigen Dienſtperhältniſſes gegen Höchſtden⸗ 
ſelben erhoben werden könnten oder möchten. 8 
f Artikel 10. | 

Mit dem Akte der Uebergabe werden ſämmtliche in die Königliche Ver⸗ 
waltung übertretenden Beamten ihrer Dienſtpflichten gegen Seine Durchlaucht 
den Fürſten von Thurn und Tapis entbunden. i 

. Artikel 11. 

Die Dienſtkautionen dieſer Beamten, die Kautionen der Poſthalter und 
ſonſtiger mit der Fürſtlichen Verwaltung im Kontraktsverhältniſſe ſtehenden Per⸗ 
ſonen gehen auf die Königliche Regierung über. Es bleiben jedoch dieſe Kautionen 
von dem im Artikel 1. beſtimmten Zeitpunkt ab noch achtzehn Monate bag ft 

ürſt⸗ 


Fürſtlichen Verwaltung verh 
Anſprüchen der Königlichen 


990 mit einem Vorzugsrechte derſelber 
Regierung. 8 5 
Artikel 12. 


5 Die bereits bewilligten Penſionen und Unterſtützungen für penſionirte 
Beamte und für die Hinterbliebenen von Beamten übernimmt die Königliche 
Regierung. g e . 5 


Artikel 13. 
Die dereinſtigen Wittwen und hinterbliebenen Kinder der in den vorher⸗ 
gehenden Artikeln gedachten Beamten werden Preußiſcher Seits in ähnlicher Weiſe 
unterſtützt werden, wie dies ſeither von der Fürſtlich Thurn und Taxisſchen Ver⸗ 


waltung geſchehen iſt, und wird Seine Durchlaucht der Fürſt von allen der⸗ = 2 
artigen Leiſtungen und Anſprüchen durch die Königliche Staatsregierung befreit. as 
Artikel 14. 2 


Die zur Unterſtützung des Poſtperſonals gegründeten Stiftungen (nament⸗ 
lich die Bolzſche, Weidnerſche und von Vrintsſche Stiftung), desgleichen die 
Poſtillons⸗Hülfskaſſe gehen auf die Königliche Staatsregierung über, und ſpricht 1 
Seine Durchlaucht in Bezug auf die letztere, durch Fürſtliche Munifizenz begründete = 
Kaffe den Wunſch aus, daß die Mittel derſelben zum Andenken an das Fürſtliche 
Haus Thurn und Taxis auch künftighin in ähnlicher wohlthätiger Weiſe Ver⸗ 
wendung finden mögen. 


Artikel 15. 

25 Als Aequivalent für die ſämmtlichen durch dieſen Vertrag Seitens 
Seiner Durchlaucht des Fürſten an Preußen übereigneten Gerechtſame und Ver⸗ 
mögensſtücke zahlt die Königlich Preußiſche Staatsregierung an Seine Durchlaucht : 

den Fürſten als ein Pauſchquantum die Summe von drei Millionen Thaler 8 

Preußiſch Kurant, und verſpricht Seine Durchlaucht der Fürſt von Thurn und 5 
Taxis, nach Empfang dieſer Zahlung weiter keine Anſprüche irgend einer Art, 5 
welche aus der vorbezeichneten Uebereignung hergeleitet werden könnten, für Sich = 
und Sein Haus erheben zu wollen, ſondern verzichtet vielmehr hierauf ausdrück⸗ 5 
lich. Die Zahlung erfolgt in Berlin ſofort nach bewirkter Uebergabe (Artikel 19.). 


8 Artikel 16. „ 
SR Seine Durchlaucht der Fürſt verzichtet auf alle Forderungen und Anfprüche, 3 
welche Höchſtderſelbe aus der Zeit Seiner Verwaltung an den Fiskus der im 1 
Artikel I. aufgeführten Staaten und Gebiete noch zu haben und geltend machen 
zu können vermeinen ſollte. 


Artikel 17. 5 Er a 
. Bezüglich des Seiner Durchlaucht dem Fürſten von Thurn und Taxis und nn 
den Mitgliedern des Fürſtlichen Hauſes, ſowie den Fürſtlichen Verwaltungsſtellen 

und den ſolche Stellen repräſentirenden einzeln ſtehenden Fürſtlichen Beamten 

nach erfolgtem Uebergange des Fürſtlichen Poſtweſens für die Folge zuſtehenden 
Porkofreithums ſollen diejenigen 1 grundſätzlich in Anwendung ge⸗ 
bracht werden, welche in Preußen bezüglich des Portofreithums der Mitg Ds en 
(Nr. 6574.) ; WW 
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Inſoweit es zu dem im Artikel 1, ſtipulirten Uebergange des Fürſtlich 
Thurn und Taxisſchen Poſtweſens auf den Preußiſchen Staat der Zuſtimmung 
der dich hieß Landesregierungen bedarf, übernimmt deren Beſchaffung die 

Königlich Preußiſche Staatsregierung. Dieſelbe verpflichtet ſich auch, Seine Durch⸗ 
lauchk den Fürſten gegenüber allen Anſprüchen zu vertreten, welche gegen Höchſt⸗ 
denſelben Seitens der gedachten Landesregierungen wegen dieſer Uebertragung, ins⸗ 

beſondere der lehnbaren Poſtrechte, erhoben werden könnten oder möchten. 

Die Konſenſe der Mitglieder des Fürſtlich Thurn und Taxisſchen Hauſes, 
ſoweit ſie erforderlich ſind, werden von Seiner Durchlaucht dem Fürſten mit 
thunlichſter Beſchleunigung beigebracht werden. 

Artikel 19. 

Die definitive Uebergabe beziehungsweiſe Uebernahme des Poſtweſens er⸗ 

folgt zu dem im Artikel 1. feſtgeſetzten Termin durch beiderſeits zu ernennende 
Kommiſſarien mittelſt entſprechender Erklärungen in einem zu dieſem Behuf auf⸗ 
zunehmenden Protokoll. N 


Artikel 20. 


i Die Ratifikation dieſes Vertrages wird möglichſt bald erfolgen. 2 
fait 909 Auswechſelung der Ratifikations⸗Urkunden wird im Korrefpondenzwege 
ſtattfinden. 

Zu Urkund deſſen haben die beiderſeitigen Bevollmächtigten dieſen Vertrag 

in doppelten Exemplaren unterzeichnet und ihre Siegel beigedrückt. a: 

= So geſchehen zu Berlin, am achtundzwanzigſten Januar Eintauſend acht- 

hundert und ſiebenundſechszig. 


Ernſt v. Bülow. Heinrich Stephan. Otto Hoffmann. 7 5 
(L. 8.) 8 (L. S.) en 

1 Frh. v. Gruben. Wilhelm Ripperger. 
e . (K 80 


Die Auswechſelung der Ratifikationen hat im Korreſpondenzwege ſtatt⸗ 
gefunden. | 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerel 
f (R. v. Decker). 


